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Inhalt: Geſetze von Bedeutung zu werden, es iſt dies der Induſtrie- und Yand- 
In duſtrie- und Landwirthſchaftsrath und arbeitsſtatiſtiſcher Swirthſchaftsrath und der arbeitsſtatiſtiſche Beirath. En 
Beirath. Beſprochen von Dr. Moriz Caſpaar. Wir wollen den Wirkungskreis und die in den beiden Inſtitutionen 
zugedachten Aufgaben nachſtehend kurz ſkizziren. 


A. In duſtrie⸗ und Landwirthſchaftsrath. 


Die Aufgaben des Induſtrie- und Landwirthſchaftsrathes ſind im 
§ 1 des Statutes fo präcis angeführt, daß wir denſelben hier wörtlich 
wiedergeben: „Der Induſtrie- und Landwirihſchaftsrath hat die Aufgabe, 
in Angelegenheiten, welche Intereſſen der Induſtrie, des Gewerbes und 
des Handels. ſowie der Land⸗ und Forſtwirthſchaft und des Montan⸗ 
weſens betreffen, über Aufforderung des Handels⸗, beziehungsweiſe des 
Ackerbauminiſters oder aus eigener Initiative Gutachten abzugeben und 
Anträge zu ſtellen.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 
In der Zuſammenſetzung des Induſtrie⸗ und Landwirthſchafts⸗ 


Wenn ein Waſſerrechtsſtreit durch einen Vergleich beendet wird, hat diejenige 
Partei die Vertretungskoſten zu tragen, welche um die Einleitung des Ver⸗ 
fahrens angeſucht hat; die Vertretungskoſten ſind nach freiem Ermeſſen zu 
adjuſtiren, der Advocatentarif findet keine Anwendung. 

Es iſt nicht verwehrt, Anſprüche auf Eongrua⸗Ergänzung auch ohne Er⸗ 
1 1 81 des adminiſtrativen Inſtanzenzuges vor dem Reichsgerichte geltend 
zu machen. 

Zur Entſcheidung über Anſprüche der Gemeindevorſteher an die Gemeinden, 
welche ſich auf privatrechtliche Titel gründen, ſind die Gerichte berufen. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Induſtrie. und Landwirthſchaftsrath und arbeits- 
ſtatiſtiſcher Beirath. 
Beſprochen von Dr. Moriz Caſpaar. 


Die Entwicklung des wirthſchaftlichen Lebens ſteigert die Aufgaben 
der Verwaltung in der Handhabung der Volkswirthſchaftspflege — als 
Anwendung beſtehender und Vorbereitung neuer Geſetze — derart, daß 
ihre Löſung ohne werkthätige Mithilfe der betheiligten Kreiſe immer 
ſchwieriger wird. Es ſind ſpeciell die großartigen Fortſchritte auf dem 
Gebiete der Production und des Verkehres, die ſteigende Complication 
der wirthſchaftlichen Intereſſen der einzelnen Induſtriegruppen, Gegen⸗ 
föge, welche thatſächlich oder wenigſtens ſcheinbar zwiſchen einzelnen 
Gebieten der Volkswirthſchaft hervortreten, deren genaue Kenntniß eine 
Vertrautheit mit den Einzelnheiten des täglichen Berufslebens und 
umfaſſende Beherrſchung des Faches vorausſetzen. Dieſen Bedingungen 
können nur ſolche Perſönlichkeiten entſprechen, die felbſt im wirthſchaſt⸗ 
lichen Leben ſtehen, Glieder des wirthſchaftlichen Organismus bilden. 

Es iſt voll anzuerkennen, wenn ſich die Ueberzeugung Bahn 
bricht, daß die Verwaltung im Intereſſe der Volkswirthſchaftspflege zur 
Löſung ſchwieriger Fragen der Mitwirkung der Fachkreiſe nicht entrathen 
kann, und wenn ein Organ geſchaffen wird, welches als eine Ergänzung 
der Verwaltung für weitergehende Aufgaben zu wirken hat. 

Daß dies nicht nur für wirthſchaftliche, ſondern auch für focial- 
politiſche Fragen gilt, erklärt ſich nicht nur daraus, daß jede focial- 
politiſche Frage in ihrer Conſe quenz einen wirthfchaftlichen Charakter 
beſitzt, indem ihre Löſung ſich ökonomiſch geltend macht, es ſind ja auch 
die Gebiete der Socialpolitik fo intenſiv mit dem wirthſchaftlichen Leben 
verknüpft, daß auch hier eine dauernd befriedigende Löſung nur unter 
Berückſichtigung der verſchiedenen Intereſſen und nicht einfeitig gefunden letzteren die einzelnen Induſtriegruppen zur Geltung. Es werden von vorne- 
werden kann. herein als Subcomités aufgeſtellt die Untertheilungen: 1. Nahrungs- 

Wir begrüßen nun in Oeſterreich in zwei neuen Inſtitutionen mittel, Fette, Oele, Droguen und Chemikalien; 2. Textilbranche; 3. Eiſen⸗, 
eine Unterſtützung der Verwaltung, berufen, für die weitere Entwicklung Metall- und Maſchineninduſtrie; 4. Stein⸗, Glas- und Thoninduſtrie; 
ſowie für die Handhabung der wirthſchaſtlichen und ſocialpolitiſchen | 5. Holz- und Papierinduſtrie. Den im Statut vorgefehenen Subcomités 


rathes und in der formellen Geſchäftsbehandlung liegt die Gewähr für 
die Durchführung der im § 1 des Statutes aufgeſtellten Aufgaben. 
Soweit geht die von der Regierung in beſter Intention im Intereſſe 
von Induſtrie und Urproduction gegebene Anregung; ob das Ziel wirklich 
erreicht wird, hängt von den Arbeiten des Induſtrie- und Landwirth⸗ 
ſchaftsrathes ſelbſt und von dem Einfluſſe ab, welcher ſeinen Entſchließungen 
im Rahmen der Verwaltung und Geſetzgebung zugeſtanden wird. 

In formeller Beziehung iſt die Inſtitution des Induſtrie- und 
Landwirthſchaftsrathes nach Statut und proviſoriſcher Geſchäftsordnung 
folgend ausgeſtaltet. 

Der Induſtrie- und Landwirthſchaftsrath beſteht aus zwei Sectionen, 
jede zu 75 Mitgliedern. Die Section für Induſtrie iſt dem Handels⸗ 
miniſterium, jene der Land- und Forſſwirthſchaft einſchließlich Montan⸗ 
induſtrie dem Ackerbauminiſterium zugetheilt. In den Induſtriebeirath 
werden 34 Mitglieder von den Handels- und Gewerbekammern, 21 von 
industriellen Vereinigungen gewählt, 20 vom Handelsminiſterium ernannt. 
Für den Landwirthſchaftsrath werden 17 Mitglieder von den Landes⸗ 
ausſchüſſen, 38 von land- und forſtwirthſchaftlichen und montaniſtifchen 
Fachvereinen gewählt, 20 vom Ackerbauminiſterium ernannt. Jede der 
beiden Sectionen zerfällt in ſtändige Abtheilungen. Für die Induſtrie⸗ 
Section werden als ſolche angeführt I. eine Abtheilung zur Berathung 
der Zollverträge, II. eine für Einrichtungen zur Erweiterung des Ab- 
ſatzes, III. eine für Maßnahmen zur Verbeſſerung der heimiſchen Pro⸗ 
ducttonsverhältniffe. Für die landwirthſchaftliche Section find nur die 
Fachgruppen, welche fie zuſammenſetzen, Landwirthſchaft, Forſtweſen und 
Montanweſen als ſtändige Abtheilungen aufgeſtellt, außerdem eine ge: 
meinſame Abtheilung. Eine Vermehrung der ſtändigen Abtheilungen iſt 
möglich. 

Außer den ſtändigen Abtheilungen fungiren noch Subcomités für 
die Löſung beſtimmter Aufgaben. Im Induſtrierath gelangen in den 


en _ 


können auch noch andere angereiht werden. Subcomités können auch im 
Landwirthſchaftsrathe eingeſetzt werden, doch iſt hier keine beſondere 
Eintheilung vorgeſehen. 

Für die Beſchlußfähigkeit der Sectionen und Abtheilungen gelten 
folgende Vorfchriften: Für Sectionsverſammlungen iſt die Anweſenheit 
von 38 Mitgliedern erforderlich. Dieſelbe Anzahl Mitglieder iſt auch 
berechtigt, die Einberufung einer Sectionsverſammlung zu veranlaſſen. 
Regelmäßig findet jährlich nur eine Vollverſammlung der Section über 
Einberufung des Handels-, beziehungsweiſe des Ackerbauminiſters ſtatt. 
Für die Beſchlußfähigkeit der Abtheilungen iſt im allgemeinen die An⸗ 
weſenheit von 10 Mitgliedern vorgeſchrieben. Nur für die Abtheilung 
für Landwirihſchaft wird dieſe Zahl auf 15 erhöht. Die Beſchlüſſe 
werden mit abſoluter Mehrheit der Stimmen gefaßt. Die beiden Sectionen 
können auch in Vollverſammlungen zuſammentreten. Doch haben dieſe 
nur informativen Charakter und werden keine Beſchlüſſe gefaßt. Es 
können aber auch gemeinſame Ausſchüfſe mit dem Rechte der Beſchluß⸗ 
faſſung eingerichtet werden. Die Sitzungen des Induſtrie- und Land— 
wirthfchaftsrathes find nicht öffentlich. In Vollverſammlungen der 
Sectionen führen die Reſſortminiſter, beziehungsweiſe deren Stellvertreter 
den Vorſitz. Die Regierung hat das Recht, in alle Sitzungen und 
Verſammlungen der Ausſchüſſe und Subcomités Vertreter — mit berathender 
Stimme — zu entſenden. Im Handels- und ebenſo im Ackerbauminiſterium 
wird je ein Departement errichtet, welches die Section in ihren Auf⸗ 
gaben unterſtützt, das nöthige Materiale für die Arbeiten beſchafft, Er- 
hebungen veranſtaltet und die Burcaugeſchäfte der Section beſorgt. 

Den nicht in Wien wohnenden Mitgliedern des Induftrie- und Land⸗ 
wirthſchaftsrathes wird Reiſekoſtenvergütung und der Bezug von Diäten 
gewährt. Die Functionsdauer der Mitglieder beträgt 5 Jahre. 

Die proviſoriſch aufgeſtellten Geſchäftsordnungen, welche von den 
Secliouen ſelbſt endgiltig zu erlaſſen find, enthalten Beſtimmungen des 
Statutes, außerdem die Functionen des mit der Geſchäftsführung be— 
trauten Bureaus des Reſſortminiſteriums. Es iſt hier nur noch zu er⸗ 
wähnen, daß nach der Geſchäftsordnung ſowohl den Sectionen als den 
Ausſchüfſen und Subcomités, als auch dem Bureau die Einvernahme 
von Sachverſtändigen ausdrücklich zugeſtanden wird. Nachdem im Induſtrie⸗ 
und Landwirthſchaftsrath trotz ſeiner Zuſammenſetzung aus verſchie⸗ 
denen Fachgruppen doch nicht alle Zweige der Production vertreten ſein 
können, auch nicht alle localen Productionscentren, jo erſcheint die Ein⸗ 
vernahme von Sachverſtändigen, die ſich wahrſcheinlich auch auf die Ein⸗ 
berufung von Enqueten erſtrecken kann, als eine nothwendige Ergänzung 
der ganzen Inſtitution. 

Es wäre heute verfrüht, ſagen zu wollen, welche Thätigkeit der 
Induſtrie- und Landwirthſchaftsrath entfalten werde. Es waren jedoch 
die Eröffnungsſitzungen in ihrem Verlauf nicht ohne Vorbedeutung für 
die Zukunft der Inſtitution. Wir müſſen hier den Induſtrie- und den 
Landwirthſchaftsrath trennen. In dem erſteren verlieſ die Eröffnungs⸗ 
ſitzung ohne Mißton in vollfier Anerkennung der von der Regierung 
bethätigten Abſicht, der Induſtrie die bislang nicht ſtets zugeſtandene 
Förderung zutheil werden zu laſſen und ſich hiezu die Mithilfe der 
Intereſſenten zu ſichern. Nicht in gleicher Uebereinſtimmung verlief die 
Eröffnungsſitzung des Landwirthſchaftsrathes. In der großen Mehrheit 
der Mitglieder fand die Abſicht der Regierung, die betheiligten Kreiſe 
zur Mitarbeit an den Aufgaben der Volkswirthſchaftspflege heranzuziehen, 
die berechtigte Anerkennung. Es machte ſich aber, abgeſehen von dem 
mehr auf politiſche Motive zurückzuführenden Bedenken gegen die große 
Zahl der ernannten Mitglieder, der nicht zu leugnende Gegenſatz 
zwiſchen Landwirthſchaft und Bergbau in einem Proteſte — von land- 
wirthſchaftlicher Seite — gegen die Einbeziehung des Montanweſens in 
die land⸗ und forſtwirthſchaftliche Section geltend. 

Bei den nicht ſelten collidirenden Intereſſen von Landwirthſchaft 
und Bergbau iſt dieſe aus adminiſtrativen Gründen verfügte Einreihung 
des Bergbaues in den Landwirthſchaftsrath vielleicht nicht glücklich ge— 
wählt. Es iſt möglich, daß aus dem Zuſammenarbeiten der Vertreter 
der Landwirthſchaft und des Moutanweſens jene Gegenſätze leichter zur 
Ausgleichung gelangen, die ſchon in den Enquéten über die Grund⸗ 
entſchädigung beim Bergbau lebhaft hervorgetreten ſind. Es iſt nicht zu 
leugnen, daß der induſtrielle Charakter, den der Bergbau da, wo er in 
größerem Maße betrieben wurde, ſtets hatte und auch in ſteigendem 
Maße einnehmen wird, die Einreihung in die Induſtriegruppe näher 
liegend erſcheinen ließe. Es iſt aber dadurch eines erreicht worden, das 
nicht zu unterſchätzen iſt, eine geſchloſſene Intereſſenvertretung für den 
Bergbau. Die verwandte Eiſeninduſtrie gehört der Section für Induſtrie an. 


Dem Induſtrie- und Landwirthſchaftsrathe iſt eine Reihe von Auf- 
gaben zur Löſung geſtellt, die ſich theils auf die Mitwirkung in beſtimmt 
eintretenden wirthſchaſtlichen Ereigniſſen, wie die Berathung der neuen 
Zoll- und Handelsverträge, ſowie auf Maßnahmen zur Förderung des 
Exportes beziehen, theils aber die Umgeſtaltung beſtehender wirthichaft- 
licher Geſetze betreffen, wie die Reform, beziehungsweiſe Ausgeſtaltung 
des Waſſerrechtes des landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens. 

Eine Frage, welche in die ſocialen Pflichten des Staates eingreift, 
iſt die in der Montanſection geſtellte, betreffend die Einführung der 
achtſtündigen Arbeitszeit beim Bergbau. Dieſe Frage wird ohne Zweifel 
auch das arbeitsſtatiſtiſche Amt und entſprechend auch deſſen Beirath 
beſchäftigen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Wenn ein Waſſerrechtsſtreit durch einen Vergleich beendet wird, hat 
diejenige Partei die Vertretungskoſten zu tragen, welche um die 
Einleitung des Verfahrens angeſucht hat; die Vertretungskoſten 
ſind nach freiem Ermeſſen zu adjuſtiren, der Advocatentarif findet 
keine Anwendung. 

Anläßlich des Streites zwiſchen Freih. Z. v. M. und M. St. be- 
treffend die Maximalſtauhöhe beim Wehre des Erſtgenannten hat die 
Bezirkshauptmannſchaft in C. mit der Entſcheidung vom 15. März 1897, 
3. 10.538, die im Vergleichswege fixirte Maximalcote genehmigend zur 
Kenntniß genommen und gleichzeitig über das Anſuchen des M. St. um 
Einbringung der ihm aus Anlaß der Localerhebung vom 17. December 
1896 erwachſenen Vertretungskoſten per 40 fl. 71 kr. und der weiteren 
bis zur Verhandlung vom 27. Februar 1897 erwachſenen gleichen Koſten 
per 24 fl. 95 kr. erkannt, daß Freih. Z. v. M. dem M. St. nur die 
erſteren Koſten zu erſetzen habe, dagegen zum Erſatze der weiteren Koſten 
mit Rückſicht auf den zuſtande gekommenen Vergleich nicht verpflichtet ſei. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben beide Parteien den Recurs ein⸗ 
gebracht; M. St. hat auch um den Erſatz der durch den Recurs ihm 
erwachſenen Vertretungskoſten per 10 fl. 75 kr. angeſucht. 

Von der Statthalterei in G. wurde mit der Entſcheidung vom 
7. Juni 1897, Z. 13.195, unter Abweiſung des Recurſes des M. St. 
dem Recurſe des Freih. Z. v. M. Folge gegeben und erkannt, daß letzterer 
nicht verpflichtet ſei, die dem M. St. erwachſenen Vertretungskoſten zu 
erſetzen, und zwar aus folgenden Gründen: Freih. Z. v. M. hatte aller⸗ 
dings nach § 91, Al. 1 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 8. Jänner 1872, 
L. G. Bl. Nr. 8 für Steiermark, die Koſten für die commiſſionellen Er— 
hebungen und Verhandlungen, welche infolge ſeines Anſuchens um Ein 
leitung des Verfahrens gepflogen werden mußten, zu tragen. Allein 
derſelbe kann zum Erſatze anderer Koſten nicht verhalten werden, weil 
nach der erwähnten Geſetzesſtelle ein Ausſpruch über den Erſatz von 
Vertretungskoſten nicht ſtattfinden kann, und weil das folgende Alinea, 
auf Grund deſſen Vertretungskoſten, deren Nothwendigkeit vorausgeſetzt, 
zugeſprochen werden könnten, auf den vorliegenden Fall keine Anwendung 
findet. Als Vorausſetzung für einen ſolchen Zuſpruch fordert nämlich das 
Geſetz ein Verſchulden des Sachfälligen, durch welches dem Gegner 
Koſten des Verfahrens verurſacht werden. Da nun mit Rückſicht auf 
den zuſtande gekommenen Vergleich Freih. Z. v. M. nicht ſachfällig 
erſcheint, kann derſelbe zum Erſatze von Vertretungskoſten nicht verhalten 
werden. Mit Rückſicht auf die Abweiſung des Recurſes des M. St. 
kann dem Anſuchen des Genannten um Einbringung der Koſten für die 
Verfaſſung ſeines Recurſes keine Folge gegeben werden. 

Ueber den Recurs des M. St. hat das Ackerbauminiſterium mit 
dem Erlaſſe vom 5. October 1897, 3. 17.329, unter Behebung der 
Entſcheidung der Statthalterei und in Abänderung des Erkenntniſſes der 
Bezirkshauptmannſchaft erkannt: Freih. Z. v. M. iſt verpflichtet, dem 
M. St. die anläßlich der am 17. December 1896 und am 27. Februar 
1897 gepflogenen Verhandlungen über die Maximalſtauhöhe beim Wehre 
des Erſtgenannten erwachſenen Vertretungskoſten, dann die Koſten des 
Statthalterei-Recurſes zu erſetzen. Ueber die Höhe der Koſten hat die 
Statthalterei inſtanzmäßig zu entſcheiden. Die Gründe dieſer Entſcheidung 
waren folgende: 

„Nach § 91, Al. 1 des Waſſerrechtsgeſetzes (für Steiermark) find 
die Koſten für commiſſionelle Erhebungen und Verhandlungen in Pan tei⸗ 
angelegenheiten von derjenigen Partei zu tragen, welche die Einleitung 
des Verfahrens angeſucht oder durch ihr Verſchulden und insbeſondere 
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durch muthwillige Einwendungen veranlaßt hat. Unter den in dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung erwähnten „Verhandlungskoſten“ können mit 
Rückſicht darauf, daß dieſen die „commiſſionellen Erhebungskoſten“ ent- 
gegengeſtellt werden, nur die Parteikoſten im engeren Sinne verſtanden 
werden, zu denen im Hinblicke auf § 77, Al. 4 leg. cit. die Koſten für 
die rechtsfreundliche Vertretung zu zählen ſind. Da nun im gegebenen 
Falle, wo der Streit in der Hauptſache durch einen Vergleich beigelegt 
wurde, kein Theil als ſachfällig bezeichnet werden kann und ebenſo das 
Zurückgehen auf ein Verſchulden oder muthwillige Einwendungen ſeilens 
einer Partei durch die rechtliche Natur des Vergleiches ausgeſchloſſen 
iſt, muß die Regel das § 91, Al. 1 leg. eit. zur Anwendung gelangen, 
wonach Koſten für Verhandlungen, alſo auch die Partei-Vertretungs⸗ 
koſten, diejenige Partei zu tragen hat, welche die Einleitung des Ver- 
fahrens angeſucht hat. Im vorliegenden Falle hat L. Freih. Z. v. M. 
die Einleitung der Verhandlung veranlaßt und iſt demnach auch zum 
Erſatze der gegneriſchen Vertretungskoſten, zu denen auch die Recurs— 
koſten gehören, verpflichtet. Da über die Höhe der dem St. von Freih. 
Z. v. M. zu erſetzenden Vertretungskoſten leinſchließlich der Koſten des 
Statthalterei⸗Recurſes des St.) die inſtanzmäßige Entſcheidung der Statt⸗ 
halterei nicht vorliegt, iſt von der letzteren hierüber inſtanzmäßig zu 
entſcheiden.“ 

In Durchführung dieſer Miniſterial-Entſcheidung hat nun die 
Statthalterei in G. mit dem Erkenntniſſe vom 9. November 1897, 
Z. 33.483, ausgeſprochen, daß Freih. Z. v. M. dem M. St. an Ver⸗ 
tretungskoſten anläßlich der Intervention des Vertreters des Letztge— 
nannten bei den am 17. December 1896 und am 27. Februar 1897 
gepflogenen Verhandlungen den Betrag von 19 fl. 16 kr. und für die 
Verfaſſung des Statthalterei-Recurſes den Betrag von 3 fl. zu bezahlen hat. 

Gegen die Höhe des zuerkannten Koſtenerſatzes hat M. St. durch 
ſeinen Vertreter den Recurs eingebracht, in welchem der Zuſpruch der 
Koſten in dem von ihm nach den Beſtimmungen des Advocatentarifes 
berechneten Betrage von zuſammen 70 fl. begehrt und die Verurtheilung 
des Gegners in den Erſatz der Koſten des Miniſterialrecurſes verlangt wurde. 

Das Ackerbauminiſterium hat mit der Entſcheidung vom 19. März 
1898, 3. 3938, dem Miniſterialrecurſe des M. St. unter Beſtätigung 
der angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung keine Folge gegeben, weil 
der zuerkannte Koſtenerſatz als ein angemeſſener erſcheint; die von St. 
liquidirten Koſten des Minifterialrecurſes wurden nicht zugeſprochen, weil 
der Recurs erfolglos geblieben iſt. Ii 1% 


Es iſt nicht verwehrt, Anſprüche auf Congrua⸗Ergänzung auch ohne 
Erſchöpfung des adminiſtrativen Inſtanzenzuges vor dem Reichs⸗ 
gerichte geltend zu machen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 8. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage de praes. 27. April 1898, 
3. 163 R. G., des Valentin Pipan, Pfarrvicars in Srednje, durch Dr. 
Porzer, gegen das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht wegen 
Congrua-Ergänzung, reſp. wegen Verzugszinſen und Koſtenerſatz, zu Recht 
erkannt: Das k. k. Miniſterium für Cultus iſt ſchuldig, dem Kläger die 
5% igen Verzugszinſen der Congrua per 600 fl. vom Tage der Be- 
händigung der Klage, d. i. dem 2. Mai 1898, und die auf 50 fl. er⸗ 
mäßigten Gerichtskoſten binnen 14 Tagen bei Execution zu bezahlen. 

Gründe: Mit dem Richtigſtellungs-Erkeuntniſſe vom 2. März 
1897, 3. 1712, hat die k. k. Stalthalterei in Trieſt dem Kläger über 
die vorgelegte Faſſion der Congrua als Pfarrvicar von Srednje mit 
460 fl., alſo mit dem für exponirte Hilfsprieſter ſtatnirten Ausmaße 
feſtgeſetzt. Da der Kläger jedoch den Anſpruch auf eine Congrua von 
600 fl. jährlich zu haben meinte, ſo machte er dieſen Anſpruch mit der 
vorliegenden Klage vor dem k. k. Reichsgerichte geltend. Er legte dies⸗ 
bezüglich ſein Anſtellungsdecret vom 16. November 1896, Nr. 2684, 
vor, in welchem ihm das Recht der ſelbſtändigen Seelſorge in Srednije 
von dem Fürſterzbiſchofe übertragen wird. Kläger beantragte für den 
Fall eines Zweifels gemäß § 13 des Geſetzes vom 18. April 1869, 
R. G. Bl. Nr. 44, eine diesbezügliche Anfrage an das fürſterzbiſchöfliche 
Ordinariat in Görz zu richten. Das fürſterzbiſchöfliche Ordinariat hat 
mit Zuſchrift vom 3. Juni 1898, Nr. 1246, auf die diesfällige An⸗ 
frage geantwortet, daß in der Stellung des gegenwärtigen Pfarrvicars 
von Srednje, Valentin Pipan von jener ſeiner Vorgänger daſelbſt, was 
die ſelbſtändige Ausübung der Seelſorge in Srednje betrifft, keine Nende- 
rung eingetreten iſt und daß derſelbe ſomit gleich jenen kirchlicherſeits 
als ſelbſtändiger Seelſorger anerkannt wird. Der Kläger ſtellte die Bitte, 


zu erkennen, das Miniſterium für Cultus und Unterricht ſei ſchuldig, 
ihm die Congrua vom 1. December 1896, als dem Tage ſeines Dienſt⸗ 
antrittes als Pfarrvicar von Srednje mit 600 fl. jährlich zu bemeſſen 
und die dieſer Bemeſſung entſprechende Nachzahlung ſammt 5% Ver⸗ 
zugszinſen vom Fälligkeitstage der einzelnen Monatsraten und die Ge- 
richtskoſten binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution an ihn zu bezahlen. 

In der Gegenſchrift des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
wurde vor allem bemerkt, daß für den Kläger noch kein Anlaß vorlag, 
fein angebliches Recht im Wege der Klage geltend zu machen, da der ordnungs⸗ 
mäßig vorgeſchriebene Inſtanzenzug nicht erſchöpft worden iſt. Da ſich 
nach den vom Kläger erſt in der Klage vorgebrachten Behauptungen die 
neuerliche Ueberprüfung des klägeriſchen Anſpruches als geboten dar— 
ſtellt, wurde erklärt, das Richtigſtellungs⸗Erkenntniß der küſtenländ iſchen 
Statthalterei vom 2. März 1897, Z. 1712, von amtswegen zu beheben 
und die neuerliche Fällung eines ſolchen nach Einvernehmung des 
Ordinariates anzuordnen. Sollte dieſes die Selbſtändigkeit des Klägers 
bezeugen, ſo ſei bereits die Anweiſung der erhöhten Dotati onsergänzung 
in dem angeſprochenen Maße verfügt worden. Ein Anſpruch auf Zahlung 
von Verzugszinſen für etwa zu leiſtende Mehrzahlungen könne aber um⸗ 
ſoweniger anerkannt werden, als von einem Verzuge von Seiten des 
Religionsfonds nicht die Rede ſein könne, nachdem der Kläger bei 
Vorlage ſeines Localeinkommenbekenntniſſes ohne jede weitere Begründung 
die Congrua eines ſelbſtändigen Seelſorgers angeſprochen hat und die 
k. k. Statthalterei in Trieſt nicht berechtigt war, das Einkommenbekenntniß 
unter Zugrundelegung der beanſpruchten höheren Congrua zu adjuſtiren. 
Der Umſtand, daß dem Kläger auch im adminiſtrativen Inſtanzenzuge 
ſein Recht geworden wäre, und zwar ohne daß ihm Vertretungsauslagen 
erwachſen wären, fordert zur entſchiedenen Stellungnahme gegen den 
Koſtenerſatzanſpruch heraus, da auf dieſem Wege nur die geſammte 
adminiſtrative Judicatur in ihrem geordneten Inſtanzenzuge als zweck— 
los dargeſtellt würde und für die Zukunft nur der Erfolg erzielt werden 
würde, daß künftighin die Hinausgabe eines Richtigſtellungs⸗Erkenntniſſes 
erſt nach Ueberprüfung desſelben im Miniſterium erfolgen könnte, wo⸗ 
durch Tauſenden von Seelſorgern wegen des Proceßverfahrens einiger eine 
Verzögerung der Anweiſung ihrer Bezüge zur Laſt fallen würde. Das 
Miniſterium für Cultus und Unterricht hat am 18. Juni 1898 dem 
Reichsgerichte mitgetheilt, daß auf Grund des Berichtes der k. k. Statt⸗ 
halterei für Trieſt vom 14. Juni 1898, Z. 12.208, dem Kläger auf 
Grund der die perſönliche ſeelſorgeriſche Selbſtändigkeit derſelben be⸗ 
zeugenden Zuſchrift des fürſterzbiſchöflichen Ordinariates in Görz vom 
6. Juni 1898, 3. 1263, das Localeinkommen unter der üblichen Rechts- 
verwahrung vom Tage ſeines Amtsantrittes angefangen auf den Jahres⸗ 
bezug von 600 fl. ergänzt und die zu leiſtenden Nachtragszahlungen aus 
dem Religionsfonde flüſſig gemacht worden ſind. 

Der Kläger, nunmehr von dem k. k. Reichsgerichte aufgefordert, 
ſich zu äußern, ob er feine Klage zurückziehe oder auf derſelben be— 
harre, hat erklärt, daß er auf der Verhandlung beſtehe, weil er berechtigt 
ſei, auch die in der Klage angeſprochenen Verzugszinſen und Koſtenerſatz 
zu beanſpruchen. 

Gegenſtand des Erkenntniſſes ſind alſo nur mehr Verzugszinſen 
und Koſten. 

Nach dem Geſetze iſt es nicht verwehrt, Anſprüche auf Congrua— 
Ergänzung auch ohne Erſchöpfung des adminiſtrativen Inſtanzenzuges vor 
dem Reichsgerichte geltend zu machen. 

Die 5% Zinſen werden jedoch nur vom Tage der Zuſtellung der 
Klage zugeſprochen, da der Kläger durch die Unter laſſung der Aus- 
tragung ſeines Anſpruches im Inſtanzenzuge ſelbſt verurſacht hat, daß 
fein Anſpruch und deſſen Begründung dem Miniſter ium nicht früher 
zur Kenntniß gekommen iſt. 

Dagegen muß der Erſatz der Gerichtskoſten zugeſprochen werden, 
weil der Kläger in der Hauptſache obgeſiegt hat. 


(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 8. Juli 1898, Z. 245.) 


Zur Eutſcheidung über Auſprüche der Gemeindevorſteher an die 
Gemeinden, welche ſich auf privatrechtliche Titel gründen, ſind die 
Gerichte berufen. 

Die Klage des geweſenen Gemeindevorſtandes A gegen die Ge⸗ 
meinde B auf Erſatz eines für die Herſtellung eines Brunnens ver⸗ 
ausgabten Betrages von 93 fl. 30 kr. wurde vom Bezirksgerichte wegen 
Unzuſtändigkeit der Gerichte zurückgewieſen und das Verfahren eingeſtellt, 
weil die für eine Gemeinde gemachten Auslagen eines ehemaligen Ge— 


meindevorſtandes im gerichtlichen Verfahren nur dann eingetrieben 
werden können, wenn ſie ſich auf die von ihm gelegten und im Ver⸗ 
waltungswege rechtsgiltig anerkannten Gemeinderechnungen ſtützen, und 
die Entſcheidung darüber, ob dieſe Auslagen rechtmäßig und innerhalb 
des Wirkungskreiſes eines Gemeindevorſtehers gemacht worden ſind, nur 
von den Verwaltungsdehörden gefällt werden kann, eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung im gegebenen Falle aber nicht vorliegt, daher von einer gericht— 
lichen Geltendmachung des Klagsanſpruches keine Rede fein kann. 


Dem Recurſe des Klägers hat das Kreis- als Recursgericht Folge 
gegeben, die Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit und der Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen und dem Bezirksgerichte die Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens verordnet; denn der Kläger behauptet in ſeiner 
Klage, daß ihm als ehemaligem Gemeindevorſtande die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft aufgetragen habe, für die nöthige Menge eines guten und 
gefunden Trinkwaſſers Sorge zu tragen, und daß er infolge eines Be⸗ 
ſchluſſes des Gemeindeausſchuſſes den beſtehenden Brunnen tiefer anlegen 
ließ und hiezu das nöthige Holz lieferte, was einen Aufwand von dz fl. 
30 kr. erfordert habe. Hienach iſt es klar, daß der Kläger von der 
Gemeinde auf Grund eines privatrechtlichen Titels, entweder der 88 1014 
oder 1042 a. b. G. B. oder der §8 1036 und 1037 a. b. G. B., den 
Erſatz des gemachten Aufwandes beanſprucht; zur Entſcheidung privat⸗ 
rechtlicher Anſprüche find aber die Gerichte berufen. Die von der erſten 
Inſtanz zur Begründung der Gerichtsunzuſtändigkeit vorgebrachten Er⸗ 
wägungen erſcheinen unzutreffend, ſobald die von einem Gemeindevor⸗ 
ſteher gegen die Gemeinde geltend gemachten Anſprüche ſich auf einen 
privatrechtlichen Titel ſtützen. 


Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 11. Mai 
1898, Z. 6484, die Entſcheidung des Recursgerichtes in der Erwägung 
beſtätigt, daß der Kläger behauptet, für die geklagte Gemeinde einen 
Aufwand, deſſen Erſatz er nun fordert, beziehungsweiſe im Auftrage der 
Gemeinde dieſen Aufwand gemacht zu haben, welchen die geklagte Ge⸗ 
meinde nun erſetzen ſoll, daß er ſomit einen privatrechtlichen Anſpruch 
geltend macht, über den zu entſcheiden die Gerichte berufen ſind, daß 
endlich, wenn im Laufe des Proceſſes ein ſtreitig gewordenes präjudi⸗ 
cielles Rechtsverhältniß der Gemeinde, ſei es zum Kläger, ſei es zu 
anderen Perſonen, als Vorſrage zu löſen wäre, dieſe Sachlage an ſich 
den ſonſt zuſtändigen Proceßrichter nicht unzuſtändig macht, da jedes 
Gericht berufen iſt, ohne Rückſicht auf die ſeiner Zuſtändigkeit ſonſt 
gezogenen Grenzen, die Vorausſetzungen ſeines Urtheils — allerdings 
nur für den Streitfall — feſtzuſtellen, inſoweit das Geſetz nicht aus⸗ 
drücklich die Entſcheidung der Vorfrage der Judicatur der Gerichte entzieht. 


(B. V. Bl. d. J. M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Sectionsrath im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Wilhelm Freiherrn v. Weckbecker zum Hofrathe extra statum im 
Oberſtkämmereramte ernannt. 


Se. Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzdirector in Linz Emanuel 
Ritter v. Ferro anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold: 
Ordens taxfrei verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes beklei⸗ 
deten Statthaltereivathe Joſef Ritter Brechler v. Troskowitz anläßlich deſſen 
Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben den Ober⸗Finanzrath der Finanzdirection in Salzburg 
Maximilian Ritter v. Glommer zum Hofrathe und Finanzdirector in Linz und 
den Sectionsrath im Finanzminiſterium Dr. Johann Nusko zum Ober⸗Finanz⸗ 
rathe und Finanzdirector in Salzburg ernannt. 


Se. Majeftät haben dem Ober⸗Finanzrathe der Finanzdirection in Linz 
Dr. Guſtav Atzinger den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 


Se. Majeſtät haben den Miniſterialſecretären im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Otto Reuter und Franz Keldorfer den Titel und Charakter 
eines Sectionsrathes, ſowie dem Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Otto Stöger den 
Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Oberbaurathe im Miniſterium des Innern Julius 
Thallmayer anläßlich deſfen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Miniſterialrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbaurathe im Miniſterium des Innern Albert 
Beer anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe 
taxfrei verliehen. 
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. Se. Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Ackerbauminiſterium Friedrich 
Ritter v. Zimmermauer zum Sectionsrathe ernannt. 


Se. Majeſtät haben den Bergrath Adolf Gſtöttner zum Oberbergrathe 
ernannt. 


Se. Majeſtät haben dem Baurathe im Miniſterium des Innern Emanuel 
Schönbichler anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsdirector im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Peter Enslein den Eu und Charakter eines Regierungsrathes 
und den Rechnungsrevidenten Alexander Ritter Moering v. Moeringen und 
Franz Gürtler den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes tapfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Oberdirector im Miniſteriut j 
Landesvertheidigung Rudolf Sigmund den Titel und Charakter 118 nr 
rungsrathes und dem Hilfsämterdirections⸗Adjuncten Hermann Lutz den Titel und 
Charakter eines Hilfsämterdirectors tarfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident hat den Kanzleiofficial im Miniſterium fü 
und Unterricht Leopold Walter zum Hilfsämterdirections-Adjuncten 5 1 
raths⸗Präſidium ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Stanislaus Kraus und Franz Kadlicek zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt in Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
on Anton Svoboda in Prag zum Sicherheiten Beiictstnſpenler 
ernannt. 


A ee für a hat den Minifterial-Vicefecvetär 
r. Franz Krappel zum Miniſterialſecretär und den Minifterialconeipiften Ott 
Meſensky zum Miniſterial-Viceſecretär ernannt. e 


Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector II. Claſſe Ernſt 
Rae y zum Finanzwach⸗Oberinſpector I. Claſſe der eat 
ernannt. 


Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore Johann Gutmenſch und 
Emanuel Richter in Brünn zu Ober⸗Poſtcontroloren in Proßnitz, beziehungs⸗ 
weiſe in Mähriſch⸗Oſtrau ernannt. j 


Der Ackerbauminiſter hat ernannt zu Bergräthen die Ober⸗Bergverwalter 
Anton Mira und Hugo Grögler, den Ober⸗Hüttenverwalter Albert Cap und 
den Bauinſpector Victor Mayer, den Fabriksdirector Wilhelm Möller und 
den Ober⸗Hüttenverwalter Karl Mitter; zum Bau⸗ und Maſchineninſpector 
den Bau: und Maſchineningenieur Karl Svoboda; zu Ober⸗Hüttenverwaltern 
die Hüttenverwalter Alois Zdrähal und Guſtav Kroupa: zum Ober⸗Mark⸗ 
ſcheider den Bergverwalter Theodor Sternberger; zum Aufbereitungsinſpector 
den Aufbereitungsingenieur Johann Waitz und zum Ober⸗Bergverwalter den 
Bergverwalter Alois Pfeffer: zu Bergverwaltern den Bergmeiſter Joſef Step 
und den Aufbereitungsingenieur Adjuncten Franz Skorpil, ſowie den Berg: 
meiſter Joſef Lodl; zum Hüttenverwalter den Hüttenmeiſter Franz Goſties; 
endlich zun Bau: und Maſchineningenieur den Bau⸗ und Maſchineningenieurs⸗ 
Adjuncten Jaroslav Sotola. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtafſiſtenten Hermann Teicharäher 
Guſtav Stieböd, Joſef Reichl, Karl Jaconeig und Julius Kolarsky zu 
Forſt⸗ u a Emi Fig 1 05 115 Forſteleven Johann v. Cuparenie 
Friedrich Carbula, Emil Figala, Franz Petter, Franz Ho ) 
Franz Patzak zu Forſtaſſiſtenten ernannt. ee eee 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtpraktikanten Mauritius Mayr und 
Georg Weißhaupt zu Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 5 


Erledigungen. 


Sanitäts⸗Aſſiſtentenſtelle in Krain mit 500 fl. Adjutum jährli 
bis 26. November. (Amtsblatt Nr. 265.) fl. Adlutum jährlich 


1, eventuell 2 proviſoriſche Ingenieurſtellen, ſowie mehrere 
Bauadjunctenſtellen in der X. Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte Dalmatiens 
bis 28. November. (Amtsblatt Nr. 265.) 


8 2 propiſoriſche Statthalterei⸗Concipiſtenſtellen bei der poli⸗ 
tiſchen Verwaltung Dalmatiens bis 30. November. (Amtsblatt Nr. 265.) 


1 Landesregierungs⸗Secretärsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, 
eventuell 1 Bezirks⸗Commiſſarsſtelle in der IX. und 1 Landes 
regierungs⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der politiſchen Wer: 
waltung in Krain bis 30. November. (Amtsblatt Nr. 267.) 


Mit einer literariſchen Beilage: Poſſanner, Dr. Benno 
Freiherr von: Die Penſionen und Proviſionen der k. k. öſterr. Civil⸗ 
ſtaatsbedienſteten und Staatsarbeiter, ſowie die Verſorgungsgenüſſe 
ihrer Hinterbliebenen. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
deu Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 93 nnd 94 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


